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Die Wachstumszahlen zeich-
nen ein positives Bild: Zwi-
schen 2002 und 2007 wuchs 

das Bruttoinlandsprodukt in Paki-
stan um jährlich ca. sieben Prozent im 
Zeitraum 2002/2007. Auf  den zwei-
ten Blick werden jedoch Alarmsi-
gnale deutlich, die auf  ein gefährliches 
Spannungsverhältnis zwischen gesell-
schaftlicher Entwicklung und Umwelt 
weisen. Die landwirtschaftliche Pro-
duktivität kann kaum mit dem Bevöl-
kerungswachstum mithalten. Zwischen 
2000 und 2006 stieg ihre Produktivität 
lediglich um jährlich 2,2 Prozent, doch 
das Wasserangebot sinkt und zwingt 
zu größerer Effizienz. Die pakista-
nische Landwirtschaft ist stark von 
künstlicher Bewässerung abhängig, die 
mit der Energiegewinnung in Konkur-
renz steht. Neue Stauwehre sollen den 
wachsenden Strombedarf  des Landes 
decken, der zwischen 1995 und 2005 
um gut 50 Prozent stieg. 

Die stark zunehmende Motorisierung 
– jährlich um elf  Prozent - und verän-
derte Konsumgewohnheiten bei der 
städtischen Bevölkerung stellen Ent-
scheidungsträger vor bisher unbekann-
te Probleme. So übersteigt die durch 
PKWs verursachte Luftverschmutzung 
nach Regierungsangaben bereits jene 
der USA (der Nation mit dem höch-
sten PKW-Bestand) – eine Entwick-
lung, der die Regierung mit der Förde-
rung des Erdgasantriebs entgegentritt. 

In der Situation des Wassers spiegelt 
sich die gesamte Umweltproblematik 
Pakistans: temporäre Wasserknappheit 
infolge ineffizienter Ressourcennut-

zung (ungenügende Entwässerung und 
dadurch Bodenversalzung), Gesund-
heitsgefährdung (Düngemittel- und 
Industrieabwassereintrag, mangelnde 
Filtertechniken), lückenhafte staatliche 
Aufsicht und unzureichende Informa-
tionspolitik. Verschärft wird die Situa-
tion durch schrumpfende glaziale Was-
serspeicher im Himalaya-Hindukush, 
die als Ergebnis der Klimaerwärmung 
zu werten sind. Zugleich reflektiert 
Wasser zahlreiche politische Spaltungs-
linien – vom Streit über die Wasserver-
teilung zwischen Sindh und Punjab 
über die umstrittenen Staudammpro-
jekte (Stichwort Kalabagh) bis zu fi-
nanz- und wirtschaftspolitischen Ge-
gensätzen zwischen den Provinzen 
und der Zentralregierung. 

Umweltbewusstsein und 
Umweltpolitik

Seit dem Beginn der 1990er Jahre ge-
lingt es internationalen Umweltver-
bänden wie der International Union for 
the Conservation of  Nature (IUCN) und 
dem Worldwide Fund for Nature (WWF) 
die Aufmerksamkeit der Regierung 
für dringende Schutzprojekte zu er-
langen; beide sind inzwischen zu Part-
nern staatlicher Einrichtungen (etwa 
dem Ministerium für Wasser und Ener-
gie und der nationalen Umweltschutz-
behörde EPA) avanciert und haben die 
offizielle Umweltpolitik  mitkonzipiert. 
Signalprojekte, die auf  bestimmte The-
men fokussieren (etwa der Schutz der 
Feuchtgebiete im Indus-Delta oder die 
Bekämpfung der so genannten Vogel-
grippe) zeigen anschaulich Indikatoren 
eines umfassenderen Umweltdefekts 

auf  und haben sich als geeignete Me-
thode zur Mobilisierung der Öffent-
lichkeit erwiesen, da Menschen ihre un-
mittelbare Betroffenheit wahrnehmen. 

Langfristige Schwerpunkte der um-
weltpolitischen Tagesordnung sind un-
ter anderem der Gewässerschutz (Ein-
dämmung der landwirtschaftlichen 
Schadstoffeinträge in den Indus; Ver-
besserung der Trinkwasserversorgung); 
die Rehabilitation der Mangrovenwäl-
der im Delta und damit der Erhalt der 
Küstenfischerei; und die Aufforstung 
der stark schrumpfenden Wälder und 
dadurch Überschwemmungsvorsor-
ge. Akute Aufgaben sind unter ande-
rem die Bekämpfung des regional um 
sich greifenden Geier-Sterbens (Ver-
lust der natürlichen „Gesundheitspoli-
zei“), das durch die massive Verwen-
dung eines Rinderimpfstoffs ausgelöst 
wurde, und der Schutz des Indus-Del-
phins, der durch Schadstoffeintrag und 
Stauwehre bedroht ist.

Für gezielte Maßnahmen fehlen oft 
Datengrundlagen. So führt die EPA 
erst seit 2000 regelmäßige Schadstoff-
messungen für Luft und Wasser in den 
Ballungszentren durch. Wenn amtliche 
Daten nicht verfügbar sind (im Fall des 
Manchhar Lake IUCN im Verbund mit 
örtlichen Verbänden), erheben Nicht-
regierungsorganisationen selbst Daten. 
Auch Angaben zur Bestandssituati-
on in Biotopen stammen überwiegend 
von Verbänden (etwa im Rahmen des 
Palas-Projektes von Birldlife in der 
Nordwestgrenzprovinz). Die Zusam-
menarbeit mit vor Ort ansässigen Mit-
arbeitern erweist sich als entscheidend, 
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um die Verbindung von Umweltschutz 
und sozioökonomischer Entwicklung 
greifbar zu machen und wichtige öko-
logische Kenntnisse, die von Generati-
on zu Generation mündlich weiterge-
geben werden, zu nutzen. 

Die von Birdlife 1993 initiierte Or-
nithologische Gesellschaft Pakistans 
zeigt, wie in Zusammenarbeit mit Bür-
gern eine umfassende Artendatenbank 
entsteht und auf  dieser Basis Schutz-
zonen für bedrohte Vögel identifiziert 
werden. Die von der UNO dafür ak-
quirierten Mittel fließen auch in Ar-
beitsplätze und assoziierte Entwick-
lungsvorhaben, die der Kommune 
dienen. Daß der von Sauerstoffman-
gel (Eutrophierung) bedrohte Manch-
har See jetzt durch die Regierung des 
Sindh saniert wird, ist v. a. der For-
schungs- und Lobbyarbeit von NGOs 
wie dem Sustainable Development Policy 
Institute (SDPI) zu verdanken.  

Umweltschutz im Interessen-
wettbewerb

Der umfassende Schutz der Umwelt 
stößt jedoch auf  Hindernisse: Eine ko-
härente staatliche Umweltpolitik, die 
erst seit 2005 vorliegt, steht noch auf  
schwachen institutionellen Füßen: Der 
verzögerte Start des Environmental Pro-
tection Council, des Beratungsgremiums 
der Regierung, und die schleppende 

Umsetzung des National Environmen-
tal Qualities Standard signalisieren zwar 
einerseits das seit den 1990er Jahren 
wachsende Problembewusstsein, ande-
rerseits aber auch den Vorrang anderer, 
unmittelbar auf  wirtschaftliche Ent-
wicklung zielende Politikfelder (zum 
Beispiel Energiepolitik, Agrarpolitik). 
Umweltaspekte, die durchaus die lang-
fristige Entwicklung der Wirtschaft be-
rühren, werden noch überwiegend un-
tergeordnet behandelt. So bilanziert die 
Weltbank bereits einen jährlichen Scha-
den von zwei Milliarden US-Dollar für 
Pakistan, den unter anderem fehlende 
Klär- und Filteranlagen sowie ungenü-
gende Umweltauflagen verursachen. 

Noch ist die Zahl der professionellen 
Fürsprecher des Umweltschutzes in der 
pakistanischen Gesellschaft klein. Ei-
nige Verbände thematisieren überwie-
gend aktuelle soziale Brennpunkte und 
argumentieren häufig entlang ideolo-
gisch-politischer Strömungen. So wird 
zum Beispiel die Krise des Manchhar 
Lake (Provinz Sindh) zum Vehikel nati-
onalistischer Parteien in der politischen 
Auseinandersetzung mit der Zentral-
regierung, welche der Bevorzugung des 
Punjab bezichtigt wird. Von dieser In-
strumentalisierung ist besonders auch 
die gesamte Wasserproblematik ge-
kennzeichnet, was eine problemorien-
tierte Behandlung ebenso erschwert wie 
die sachliche Information der Bevölke-
rung, um deren Gunst wiederum riva-
lisierende Parteiorganisationen werben. 
Anerkannte Institute wie SDPI und das 
International Water Management Institute 
(IWMI) weisen dagegen mit ihren un-
abhängigen wissenschaftlichen Arbei-
ten in eine Erfolg versprechende Rich-
tung. Hier wird Umweltschutz nicht als 
punktuelle Aufgabe, sondern als eine 
umfassendere Herausforderung begrif-
fen, die eng mit der gesamten Entwick-
lung des Landes verbunden ist.  

Öffentliches Bewusstsein und 
Umweltdialog

Pakistans Bürger zeichnen sich durch 
eine wache Skepsis gegenüber den Ver-
heißungen von Politikern und Parteien 

aus: öffentliche Demonstrationen ge-
gen schlechte Energie- und Wasserver-
sorgung (vor allem in Karachi, Lahore 
und Islamabad) rücken die Umwelt-
situation über Umwege auf  die poli-
tische Tagesordnung. Bürgerinitiativen 
und Verbände wie CREED (Citizens’ 
Alliance in Reforms for Efficient and Equi-
table Development) und Green Press (eine 
Journalistenvereinigung mit ökolo-
gischer Agenda) werden zu Sprach-
rohren einer Gesellschaft, deren effek-
tive Partizipation nicht zuletzt an der 
Bildungskrise scheitert. Die Alphabe-
tisierung und die Einschulungsquo-
ten liegen unter dem südasiatischen 
Durchschnitts. Die staatlichen Auf-
wendungen für  Bildung gehen zurück 
(von 2,6 Prozent des BIP 1991 auf  2,3 
Prozent 2005). Im ländlichen Raum 
wird die erforderliche Aufklärungsar-
beit durch mangelnden Zugang zu Bil-
dung erschwert.

Die Umweltsituation steht nicht zu-
letzt unter dem Eindruck der poli-
tischen Transformation in Pakistan: 
häufige Regierungswechsel, instabile 
Parteien und ein politischer Diskurs, 
der mehr von Personalismus als von 
konstruktiven Parteiprogrammen zu 
leben scheint, kennzeichnen den Über-
gang des Landes von einer in vielen 
Bereichen autoritär geprägten Gesell-
schaft zu einer offeneren Staatsform, 
die mehr Menschen eine aktive Beteili-
gung und Artikulation gestattet. 

Bei grenzübergreifenden Um-
weltthemen, wo tendenziell der Kon-
flikt mit Indien im Wege steht, gelingt 
die Verständigung in Teilbereichen, 
etwa bei der Wetterbeobachtung. Ein 
ermutigendes Beispiel für die Koope-
ration mit Indien, China und Nepal 
ist das Hydrological Cycle Observation Sy-
stem (HYCOS, seit 2002), das von der 
UNO getragen wird. Hier wird in klei-
nen Schritten die Umwelt gefördert, 
indem die klippenreiche große Politik 
vorsichtig umschifft wird. 
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